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Zusammenfassung 

Das Leben im Ruhrgebiet ist seit vielen Jahrzehnten von wirtschaftlichen Umwälzungsprozessen 
geprägt. Auch heute noch sehen sich die BewohnerInnen der Region einem vergleichsweise 
schwierigen wirtschaftlichen Umfeld gegenüber. Entsprechend überrascht es wenig, dass sich 
die Menschen im Ruhrgebiet mit Blick auf unterschiedliche gesellschaftliche Problemlagen be-
sorgter zeigen und diese empirisch noch negativer einschätzen, als es im deutschlandweiten 
Vergleich der Fall ist. Auch eine niedrigere Wahlbeteiligung sowie eine höhere Zustimmung zu 
einer rechtspopulistischen Partei spiegeln die angespannten Lebenswelten wider. 
 
Diesen Befunden muss entgegengehalten werden, dass wirtschaftliche Sorgen im Ruhrgebiet 
trotz des anhaltenden Strukturwandels moderat ausfallen. Auch haben sich die BewohnerInnen 
der Region gegeben der Umstände nicht übermäßig von den etablierten Parteien abgewendet. 
Auffällig unauffällig zeigt sich in der Gesamtschau insbesondere die übergeordnete Zufrieden-
heit mit der Demokratie. Entgegen dem schwachen gesellschaftlichen Vertrauen in die Mitbür-
gerInnen, gibt die vorherrschende Demokratiezufriedenheit durchaus Hoffnung auf ein biswei-
len verlorengeglaubtes "Wir-Gefühl". Ökonomisch mag dies in dem nachhaltigen Aufbau von 
Bildungs-, Digital- und Verkehrsinfrastruktur während der vergangenen Dekaden begründet lie-
gen, die RuhrgebietsbewohnerInnen heute eine überdurchschnittlich attraktive Daseinsvor-
sorge bieten. Gesellschaftlich spiegelt sich die solide Verankerung der Demokratie in der wich-
tigen Rolle der Lokalmedien wider, deren Konsumenten das politische System weniger kritisch 
evaluieren. Dem Wunsch nach mehr politischer Mitbestimmung wurde im Jahr 2020 erstmals 
mit der Wahl eines gemeinsamen „Ruhrparlaments“ stattgegeben, das in den kommenden Jah-
ren noch beweisen muss, inwieweit es etwa mit kommunenübergreifenden raumplanerischen 
Projekten in der Region überzeugen kann.  
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1 Einleitung 

Wirtschaftlich hat das Ruhrgebiet auch nach Jahrzehnten des Strukturwandels weiterhin mit 
seinem Erbe zu kämpfen. Zwar konnte die weitreichende und umfangreiche Sozial- und Struk-
turpolitik vielerorts die Härten der multiplen Umbrüche abfedern, dies ging jedoch zu Kosten 
der kommunalen Verschuldung und Handlungsfähigkeit: Im westdeutschen Vergleich zeigt sich 
kaum eine andere Region vergleichsweise gefährdet (Oberst et al., 2019). Entsprechend sind die 
BewohnerInnen des Ruhrgebiets mit Blick auf viele Fragen und Problemlagen verunsichert und 
blicken in vielerlei Hinsicht pessimistisch auf die aktuelle Lage (Diermeier et al., 2020). 
 
Trotzdem wird immer wieder der Befund zu Tage gefördert, die Region könne aus ihrer indust-
riekulturellen Vergangenheit schöpfend weiterhin von einem hohen gesellschaftlichen Zusam-
menhalt profitieren. So identifizieren Korte und Dinter „das Gefühl, dass wenn es hart auf hart 
kommt, Politiker und Bürger im Ruhrgebiet zusammenhalten“ (Korte/Dinter, 2019). Einem sol-
chen „Wir-Gefühl“ wird mitunter eine Strahlkraft ins Ökonomische wie ins Politische attestiert. 
Mit Blick auf das Ruhrgebiet konstatiert Berger (2021) entsprechend: „In einer Region mit einem 
starken kollektiven Regionalbewusstsein setzen sich die Menschen nicht nur nachhaltiger für 
„ihre“ Region ein, sondern von außen Kommende siedeln sich hier in dem Bewusstsein an, Teil-
haber an eingespielten Regeln, Routinen und Werten zu werden, die wirtschaftliches Wachstum 
fördern und kulturelle Rahmenbedingungen für den Aufbau einer neuen Zivilgesellschaft set-
zen“. 
 
Tatsächlich erscheint das Ruhrgebiet mit den politisch wie wirtschaftlich zerfallenden de-indust-
rialisierten Vergleichsregionen in Europa und den USA als Positivbeispiel. Der abschließende 
empirische Befund, inwieweit dieser Schein zu trügen vermag, und ob die politische Frustration, 
die sich auch in der Vergangenheit punktuell gezeigt hat, breitflächig unter der Oberfläche 
schlummert, steht dabei noch immer aus. Zum einen wurde schon an anderer Stelle darauf hin-
gewiesen, dass das allgemeine Vertrauen in die Mitmenschen im Ruhrgebiet geringer ausfällt 
als im übrigen Nordrhein-Westfalen (NRW), aber auch gegenüber dem gesamtdeutschen Durch-
schnitt (Diermeier et al., 2020). Zum anderen können pessimistische Wahrnehmungen politisch 
in „gesellschaftsbezogener Unzufriedenheit und populistischem Wahlverhalten“ (Niehues et al., 
2021) umschlagen. Aufbauend auf einer repräsentativen Umfrage innerhalb und außerhalb des 
Ruhrgebiets wird demnach im Folgenden untersucht, in welchem Zusammenhang die schwie-
rige ökonomische Ausgangsposition, entsprechende sozioökonomische Sorgen sowie die Ein-
schätzung konkreter Problemlagen im Ruhrgebiet mit der Demokratiezufriedenheit stehen.  
 
Da mit Blick auf das Ruhrgebiet auch häufig auf die Rolle der Lokalmedien für die Ausbildung 
lokaler Identitäten hingewiesen wird (Möhring, 2017), legt die empirische Analyse einen beson-
deren Fokus auf den Medienkonsum der dort ansässigen Menschen. Dem Ruhrgebiet ist zwar 
ein besonderer „Kommunikationsstress“ zwischen BürgerInnen, PolitikerInnen und JournalistIn-
nen (Korte/Dinter, 2019, 2) bescheinigt worden, die Bedeutung der Kommunalmedien für die 
Informationsbeschaffung ist in der Region hingegen (weiterhin) deutlich überdurchschnittlich 
(Schüler et al., 2021). Lokalen Medien als Echokammer lokaler Sorgen und als Informations- und 
Kommunikationskanal der (Lokal-)Politik könnten gerade im Ruhrgebiet eine stabilisierende 
Rolle zukommen. 
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2 Wirtschaftliche Lage: pessimistische Einschätzungen im Ruhr-
gebiet 

Auch nach Jahrzehnten des begleiteten Strukturwandels findet das Ruhrgebiet kaum zurück in 
eine zukunftsorientierte wirtschaftliche Perspektive. Noch immer kämpft Deutschlands größter 
polizentrischer Agglomerationsraum mit der schrumpfenden Bedeutung seiner Industrie. In der 
Folge verzeichnet die Region eine überdurchschnittliche Arbeitslosigkeit und konnte in der Zeit 
vor der Corona-Krise kaum an Deutschlands langem Arbeitsmarktboom partizipieren. Gut qua-
lifizierte jüngere Bevölkerungsschichten wandern in prosperierende Regionen ab, da ihnen 
vielerorts im Ruhrgebiet keine ausreichende ökonomische Perspektive geboten werden kann 
(Röhl et al., 2018). Und auch mit Blick auf die Kaufkraftarmut wird das Ruhrgebiet in unter-
schiedlicher Hinsicht als „Problemregion“ geführt (Röhl/Schröder, 2017). Zudem schlägt sich die 
langanhaltende wirtschaftliche Baisse längst in den Kommunalhaushalten nieder und restrin-
giert deutlich die Handlungsfähigkeit der lokalen Behörden, die wichtige Investitionen kaum 
mehr finanzieren können (Beznoska/Kauder, 2020). Es ist demnach nicht verwunderlich, dass 
auch die IW-Regionalstudie 2019 allen vier im Ruhrgebiet liegenden Raumordnungsregionen ei-
nen hohen gesamtwirtschaftlichen Handlungsbedarf attestiert (Oberst et al., 2019). In keiner 
anderen westdeutschen Region wird ein vergleichbares Cluster ökonomischer Gefährdung fest-
gestellt. 
 
Trotzdem hat sich das Ruhrgebiet gemessen am Bruttoinlandsprodukt pro Kopf seit dem Jahr 
2000 stabilisiert und einige Indikatoren deuten perspektivisch in eine positive Richtung (Röhl et 
al., 2018). So weist die Region einen unterdurchschnittlichen Fachkräfteengpass in Kombination 
mit einer günstigen demographischen Struktur auf und ist insbesondere mit Blick auf zukunfts-
fähige Technologien wie klimafreundliche Energiesysteme, aber auch im Bereich der Digitalisie-
rung im Allgemeinen gut aufgestellt (Kempermann et al., 2020a). Die alte Tradition, auf Indust-
riebrachen neues Gewerbe anzusiedeln, lebt wieder auf, und es werden einige zukunftswei-
sende Kompetenzen im wichtigen IT-Cluster angesiedelt (Funke, 2019). Auch kann die Region 
eine solide Infrastruktur, eine hervorragende Hochschulbildungslandschaft und eine nachweis-
lich hohe Lebens- und Wohnqualität vorweisen (Kempermann et al., 2020b). Fraglich ist bislang 
hingegen, inwieweit das Ruhrgebiet flächendeckend von diesen positiven Trends profitieren 
kann. Bereits in der Vergangenheit hatte sich die Interpretation einer zunehmend segregierten 
kleinräumlichen Struktur durchgesetzt. Als Referenz wird häufig auf die als „Sozialäquator“ be-
zeichnete Autobahn A40 verwiesen, die die Region auf engstem Raum in einen wirtschaftlich 
soliden Süden und einen wirtschaftlich gefährdeten Norden teilt (Bogumil et al., 2012; Kersting, 
2017).  
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Abbildung 2-1: Sorgenvolles Ruhrgebiet 
Anteil der Befragten mit großen Sorgen in der jeweiligen Kategorie, in Prozent 

 
Basis: 1.099 Beobachtungen für Deutschland und 1.017 Beobachtungen für das Ruhrgebiet; Befragungszeitraum: Au-
gust/September 2020. Anteil an validen Antworten (ohne „trifft nicht zu“). 

Quelle: RUB-IW-Befragung, 2020 

 
Hinsichtlich der deutlichen Schwierigkeiten, die das Ruhrgebiet durchlaufen hat und die trotz 
aller positiven Entwicklungen noch zu bewältigen sind, erstaunt es kaum, dass sich die Ruhrge-
bietsbewohner in einer repräsentativen Befragung im Sommer 2020 mit wenigen Ausnahmen 
vergleichsweise besorgt zeigen (siehe Abbildung 2-1).1 Eine besondere Verunsicherung sowie 
ein vergleichsweise hohes Misstrauen gegenüber ihren Mitmenschen wurde den BewohnerIn-
nen des Ruhrgebiets bereits auf Grundlage des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) nachgewie-
sen – ein Befund, der auch der Kontrolle der geringeren individuellen Einkommen, höherer Ar-
beitslosigkeit, sowie weiterer sozio-ökonomischer Kontrollvariablen und Bundesland-Dummies 
standhält. (Diermeier et al., 2020). Die aktuelle Befragung zeigt nun, dass eine Vielzahl an The-
men mehr Menschen im Ruhrgebiet sorgenvoll umtreibt, als es im Rest von Deutschland der Fall 
ist. Die nähere Betrachtung offenbart jedoch gleichzeitig ein differenzierteres Bild: So sind Sor-
gen in einigen Themenbereichen miteinander stark positiv korreliert, andere hingegen kaum 
oder weisen sogar einen geringen negativen Korrelationskoeffizienten auf. Leicht negative biva-
riate Korrelationen zeigen sich beispielweise bei den Sorgen um Zuwanderung und den Sorgen 
um Fremdenhass und Ausländerfeindlichkeit auf der einen Seite sowie den Sorgen um die Fol-
gen des Klimawandels auf der anderen Seite. Hohe Korrelationen offenbaren erwartungsgemäß 
finanzielle Themenbereiche wie die Sorgen um die Altersvorsorge und um die eigene wirtschaft-
liche Situation. Den zweithöchsten Korrelationskoeffizienten offenbaren Sorgen um die Krimi-
nalitätsentwicklung und Sorgen um die Zuwanderung nach Deutschland. Ebenso hängen die 

 
1  Für einen Überblick über die Befragungsdaten siehe Schüler et al. (2021a). 
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Sorgen um Gesundheit, Corona und die Versorgungsinfrastruktur relativ stark miteinander zu-
sammen, aber auch Sorgen um Klimafolgen und Sorgen um Corona sowie erwartungsgemäß 
Sorgen um den sozialen Zusammenhalt und Sorgen um die Ungleichheit. So bilden die Sorgen 
das gesammelte politische Spektrum ab und lassen sich kaum eindeutig in einer politischen Ecke 
verorten. Auffällig bereits an dieser Stelle: Sorgen um die eigene wirtschaftliche Situation ste-
hen trotz der drängenden Fragen des Strukturwandels weder an erster Stelle noch erscheinen 
sie eindeutig ausgeprägter als in der Vergleichsgruppe des deutschlandweiten Samples. Auch 
auf Basis der SOEP-Daten kamen Diermeier et al. (2020, 2) zu dem Befund, dass die „Besorgnis 
um die eigene wirtschaftliche Entwicklung, die das Ruhrgebiet bis vor der Finanzkrise noch deut-
licher geprägt hatte, […] im letzten Jahrzehnt nicht mehr systematisch höher [ausfiel] als im üb-
rigen NRW.“ Sorgen um die allgemeine wirtschaftliche Entwicklung fallen gemäß der Befragung 
im Sommer 2020 im Ruhrgebiet erstaunlicherweise sogar etwas geringer aus als im Rest 
Deutschlands. Bei den Themen Entwicklung der Kriminalität in Deutschland, Zuwanderung, ei-
gene Altersvorsorge und Gesundheit machen sich die Menschen im Ruhrgebiet jedoch merk-
bare größere Sorgen.  
 

Abbildung 2-2: Fehleinschätzungen – Ruhrgebiet versus Gesamtdeutschland 
Durchschnitt der Antworten, Anteile in Prozent  

 
*** p<0,01, ** p<0,05, * p<0,1 auf Basis eines zweiseitigen t-Tests zum Mittelwertvergleich; Basis: 1.099 Beobachtun-
gen für Deutschland und 1.017 Beobachtungen für das Ruhrgebiet (Auswertungen auf Basis valider Antworten); Befra-
gungszeitraum: August/September 2020.  

Zugrundeliegende Fragen: Erneuerbare Energien: „Welcher Anteil am gesamten Stromverbrauch in Deutschland geht 
auf erneuerbare Energien zurück?“; Armut allgemein: „Wie viele von 100 Menschen in Deutschland sind von Armut 
bedroht?“; Armut Rentner: „Wie viele von 100 Rentnern in Deutschland sind von Armut bedroht?“; Arbeitslosigkeit 
gesamt: „Wie viele von 100 Personen im erwerbsfähigen Alter in Deutschland sind arbeitslos und suchen eine Arbeit?“; 
Arbeitslosigkeit Ausländer: „Wie viele von 100 Ausländern in Deutschland sind arbeitslos und suchen eine Arbeit?“; 
Verkehrstote: „Wie viele von 100 Todesfällen in Deutschland gehen auf Verkehrsunfälle zurück?“. 

Quelle: RUB-IW-Befragung, 2020  
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Der Befund vergleichsweise geringer ökonomischer Sorgen erstaunt nicht nur aufgrund der ei-
gentlich prekären Lage. Abbildung 2-2 zeigt zudem, dass Bewohner des Ruhrgebiets die sozio-
ökonomische Situation Deutschlands in nahezu allen Bereichen pessimistischer einschätzen als 
andere Befragte. So schätzten die BewohnerInnen des Ruhrgebiets, dass im Durchschnitt 41 von 
100 Personen in Deutschland von Armut bedroht waren (gegenüber einem durchschnittlichen 
Schätzwert in Höhe von 35 im deutschlandweiten Sample), wobei die empirische Armutsgefähr-
dungsquote im Jahr 2019 bei rund 16 Prozent der Bevölkerung lag. Die deutschlandweite Ar-
beitslosenquote wird im Durchschnitt auf 29 Prozent geschätzt (auf 23 Prozent im gesamtdeut-
schen Durchschnitt), wobei der tatsächliche Wert zum Befragungszeitpunkt im Sommer 2020 
bei rund 6 Prozent lag. Wie auch im deutschlandweiten Sample wird die Arbeitslosigkeit auslän-
discher Bürger noch einmal deutlich stärker überschätzt. Interessanterweise ist die Differenz 
zwischen den beiden Gruppen bei dieser Frage mit 43 Prozent gegenüber 41 Prozent jedoch 
wesentlich geringer. Nichtsdestotrotz übertrifft das Ruhrgebiet mit seinen pessimistischen Ein-
schätzungen die durchschnittlichen Einschätzungen in Gesamtdeutschland in praktisch allen ab-
gefragten Themengebieten. Eine Ausnahme bildet die Einschätzung zum Ausbau der erneuer-
baren Energien, die im Ruhrgebiet geringfügig optimistischer ausfällt. Die grundsätzlich negati-
vere Perspektive auf die gesamtdeutsche wirtschaftliche Lage könnte der angespannten Situa-
tion in der Region geschuldet sein. So geht etwa die stärkere Überschätzung der deutschland-
weiten Arbeitslosenquote im Ruhrgebiet mit einer höheren tatsächlichen Arbeitslosenquote 
von knapp über 10 Prozent in der Metropolregion einher. Auch die regionale Armutsgefährdung 
in den Ruhrgebietsstädten liegt über dem gesamtdeutschen Durchschnitt. Geht man davon aus, 
dass die direkte Lebensumwelt auch den Blick auf die wirtschaftliche Situation außerhalb des 
eigenen Kosmos prägt, lassen sich die Fehleinschätzungen durchaus einordnen. 
 
Der Befund übermäßiger Fehleinschätzungen in den verschiedenen Themengebieten ist dabei 
jedoch grundsätzlich nicht unproblematisch. Pessimismus kann mit Blick auf wirtschaftspoliti-
sche Kennzahlen imstande sein, negativ auf andere Lebensbereiche und Einstellungsmuster 
durchzuschlagen. So zeigt eine Auswertung des European Social Surveys, dass eine stärkere 
Überschätzung der Arbeitslosigkeit mit einem stärkeren Misstrauen gegenüber dem politischen 
System, der Demokratie, den Mitmenschen sowie supranationalen Institutionen wie der Euro-
päischen Union (EU) einhergeht. Selbst zwischen der Zustimmung zu rechtspopulistischen Par-
teien und dem Arbeitsmarkt-Pessimismus konnte ein Zusammenhang aufgezeigt werden (Dier-
meier/Niehues, 2019). Analoge Auswertungen der deutschlandweiten RUB-IW-Befragungsda-
ten deuten auf einen ähnlichen Zusammenhang hin: Mit der Ausnahme der Einschätzungen zu 
den erneuerbaren Energien zeigen Regressionsanalysen einen robusten Zusammenhang zwi-
schen Fehleinschätzungen und Unzufriedenheit mit Demokratie, sozialer Gerechtigkeit, dem so-
zialen Sicherungssystem und mit vielen der abgefragten Sorgen (Niehues et al., 2021).2 
 

  

 
2  Die Analysen müssen allerdings offenlassen, ob eine Unzufriedenheit oder höhere Sorgen größere Fehleinschätzun-

gen in bestimmten Bereichen begünstigen, oder ob höhere Fehleinschätzungen die Unzufriedenheit und Sorgen er-
höhen. Unabhängig von der Wirkungsrichtung ist es jedoch wahrscheinlich, dass sich die Effekte gegenseitig verstär-
ken.  
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Abbildung 2-3: Vertrauen in Mitmenschen im Ruhrgebiet weniger ausgeprägt 
Anteile in Prozent  

  
Basis: 1.099 Beobachtungen für Deutschland und 1.017 Beobachtungen für das Ruhrgebiet (Auswertungen auf Basis 
valider Antworten); Befragungszeitraum: August/September 2020. 

Quelle: RUB-IW-Befragung Deutschland, 2020 

 
Somit bekräftigen die Auswertungen die mögliche Gefahr, die von einer negativ verzerrten 
Perzeption der unterschiedlichen Problemlagen für den gesellschaftlichen und politischen Zu-
sammenhalt im Ruhrgebiet ausgehen könnte. Grundsätzlich stehen die Befragungsergebnisse 
im Einklang mit der Beobachtung, dass Menschen im Ruhrgebiet tendenziell höheres Miss-
trauen aufweisen als Menschen im übrigen NRW oder als solche im gesamtdeutschen Durch-
schnitt (Diermeier et al., 2020). Auch in der RUB-IW-Befragung im Sommer 2020 zeigten sich 
Menschen aus dem Ruhrgebiet bei den Fragen „im Allgemeinen kann man Menschen ver-
trauen“ sowie „heutzutage kann man sich auf niemanden mehr verlassen“ im deutschlandwei-
ten Vergleich kritischer (siehe Abbildung 2-3). Zudem werfen sich BewohnerInnen des Ruhrge-
biets gegenseitig eine Entkoppelung von der Politik vor. So belegt eine Befragung der Friedrich-
Ebert-Stiftung, dass knapp 90 Prozent der Befragten im Ruhrgebiet angeben, ihre Mitmenschen 
informierten sich nicht genügend „über Politik“ (Decker, 2019). Abermals kann der Region, de-
ren gemeinsamen, „viel beschworenen Erfahrungen unter Tage“ (Muschick, 2021) in der Ver-
gangenheit im Ruf standen, einen besonderen gesellschaftlichen Kitt zu liefern, heute zumindest 
mit Blick auf das allgemeine Vertrauen von Menschen untereinander kein besonderes „Wir-Ge-
fühl“ bescheinigt werden. Zwar mag der gesellschaftliche Zusammenhalt im Ruhrgebiet aus heu-
tiger Perspektive verklärt beziehungsweise „konstruiert“ worden sein, die Hoffnung auf eine 
pazifizierende Wirkung des Gemeinsamen besteht jedoch weiterhin fort (Berger, 2021). Diesem 
Gedanken muss entgegengehalten werden, dass der empirische Befund trotz industriekulturel-
lem Erbe ein vielschichtiges gegenseitiges Misstrauen spiegelt. Und so konstatiert auch Stephan 
Muschick (2021) für das Ruhrgebiet: „Eine Zukunft – gemessen an wirtschaftlicher Dynamik und 
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sozialem Zusammenhalt – entsteht noch lange nicht allein deshalb, weil man das Vergangene 
bewahrt“. 
 
In der Gesamtschau zeichnen die Befunde eine mit den wirtschaftlichen Herausforderungen ein-
hergehende Verunsicherung innerhalb des Ruhrgebiets nach. Der Befund einer besorgten und 
verunsicherten Region, lässt vermuten, dass Zustimmungswerte für die Parteiendemokratie 
eher gering ausfallen. In einer embedded Democracy, einer Demokratie, die ihrem eigenen An-
spruch nur responsiv eingebettet in unterschiedliche, gesellschaftliche Anspruchsgruppen wie 
die Wählerschaft oder die Zivilgesellschaft gerecht wird (Merkel/Kneip, 2018), ist nicht zuletzt 
damit zu rechnen, dass – wie bereits in vergangenen Studien nachgewiesen (Diermeier/Niehues, 
2019; Schüler et al., 2021b) – Misstrauen gegenüber den Mitmenschen, eine übermäßig nega-
tive verzerrte Wahrnehmung der (wirtschaftlichen) Umwelt sowie die in unterschiedlichen Di-
mensionen besonders ausgeprägten Sorgen negativ auf die Demokratiezufriedenheit durch-
schlagen.  

3 Demokratiezufriedenheit: auffällige Unauffälligkeit 

Tatsächlich haben sich in manchen Teilen des Ruhrgebiets besonders viele Menschen von etab-
lierten Parteien ab- und der AfD zugewandt. Bergmann et al. (2018) identifizieren bei der Bun-
destagswahl 2017 eins von insgesamt vier deutschlandweiten AfD-Hochburgclustern in wirt-
schaftlich besonders schwachen Wahlkreisen des Ruhrgebiets, die gleichzeitig eine außeror-
dentlich niedrige Wahlbeteiligung aufweisen. Die AutorInnen warnen jedoch vor einer Pauscha-
lisierung dieses Befunds, da unter den 55 westdeutschen Wahlkreisen mit einem AfD-Ergebnis 
oberhalb des bundesdeutschen Durchschnitts nur vier in NRW liegen. Die Veränderung der 
Wahlbeteiligung deutet darüber hinaus auf eine unterdurchschnittliche Wählermobilisierung in 
diesen sozial schwachen Gebieten hin. Insgesamt gingen bei der Bundestagswahl 2017 von den 
insgesamt 4,1 Millionen AfD-Zweitstimmen in Westdeutschland nur weniger als 70.000 AfD-
Zweitstimmen auf das Konto der vier nordrhein-westfälischen AfD-Hochburgen im Ruhrgebiet 
(Bergmann et al., 2018, 259). 
 
Auch bei näherer Analyse der Kommunalwahl in Nordrhein-Westfalen 2020 zeigt sich ein diffe-
renziertes Bild. Tatsächlich fällt die Wahlbeteiligung in den Ruhrgebietsstädten und -kreisen, in 
denen eine Stadtrats- oder Bezirksvertretungswahl stattgefunden hat, mit durchschnittlich 
46,9 Prozent niedriger aus als in den Regionen NRWs außerhalb des Ruhrgebiets, wo im Durch-
schnitt 53,6 Prozent der Wahlberechtigten ihre Stimme abgaben. Die RUB-IW-Befragung deutet 
in der Selbsteinschätzung sogar auf noch geringere Unterschiede zwischen WählerInnen inner-
halb und außerhalb des Ruhrgebiets hin. So geben 23,2 Prozent der Befragten im Ruhrgebiet an, 
bei Kommunalwahlen „selten“ oder „nie“ ihre Stimme abzugeben; außerhalb des Ruhrgebiets 
fällt diese Gruppe mit 21,4 Prozent nur leicht kleiner aus. Werden nur NRW-Befragte außerhalb 
des Ruhrgebiets betrachtet, reduziert sich der Anteil weiter auf 20 Prozent. Ein ähnlicher Trend 
lässt sich bei der Kommunalwahl 2020 auch mit Blick auf die Wahlergebnisse der rechtspopulis-
tischen AfD nachzeichnen. Diese konnte im Ruhrgebiet zwar mehr Wählerinnen und Wähler für 
sich gewinnen als im Rest NRWs – der Anteil lag mit 7,2 Prozent 2,7 Prozentpunkte höher als 
außerhalb des Ruhrgebiets –, von einer „Revolte an der Wahlurne“ (Rodríguez-Pose, 2018) kann 
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hingegen keine Rede sein. Die RUB-IW Befragung weist zudem im Vergleich zu den deutsch-
landweit Befragten (10,8 Prozent) im Ruhrgebiet mit 9,8 Prozent eine leicht unterdurchschnitt-
lich ausgeprägte Anhängerschaft der AfD aus.3  
 
Zudem müssen die Wahlergebnisse im Kontext der anhaltenden wirtschaftlichen Schwierigkei-
ten im Ruhrgebiet eingeordnet werden. Gerade bei den vergangenen bundesweiten Wahlen 
konnte beobachtet werden, dass die AfD insbesondere in Regionen gute Wahlergebnisse erzie-
len kann, wo die wirtschaftliche Lage und insbesondere der Arbeitsmarkt unter besonderer An-
spannung standen und ein großer Teil der Wählerschaft der Wahlurne fernbleibt (Diermeier, 
2020). Niedrige Wahlbeteiligung zeigt grundsätzlich in einem strukturschwachen Umfeld seinen 
epidemischen Charakter. Gerade das Ruhrgebiet hält für diesen Zusammenhang als Beispiel-
region her (Kaeding et al., 2016).  

 

Tabelle 3-1: Demokratiezufriedenheit im Ruhrgebiet, in NRW und in Deutschland 
Durchschnittliche Demokratiezufriedenheit auf einer Skala von 0 bis 10 differenziert nach allgemeinem Vertrauen 

 Ruhrgebiet NRW Deutschland 

Im Allgemeinen kann man den Menschen 
vertrauen: 
Lehne eher oder voll und ganz ab: 

6,21 6,60 6,05 

Im Allgemeinen kann man den Menschen 
vertrauen: 
Stimme eher oder voll und ganz zu: 

7,63 8,10 7,65 

Gesamt: 7,02 7,54 7,05 

Frage: Wie zufrieden sind Sie gegenwärtig mit folgenden Bereichen Ihres Lebens? Hier: Der Demokratie, so wie sie in 
Deutschland besteht. Skala von 0 (ganz und gar nicht zufrieden) bis 10 (ganz und gar zufrieden). Basis: 1.099 Beobach-
tungen für Deutschland und 1.017 Beobachtungen für das Ruhrgebiet (Auswertungen auf Basis valider Antworten); Be-
fragungszeitraum: August/September 2020. 

Quelle: RUB-IW-Befragung, 2020 

 
 
Tabelle 3-1 eindrücklich, dass ein geringeres allgemeines Vertrauen in Mitmenschen mit einer 
merkbar niedrigeren Demokratiezufriedenheit einhergeht. Vor diesem Hintergrund erweist sich 
die Demokratiezufriedenheit im Ruhrgebiet allerdings als auffällig unauffällig. Diese liegt zwar 
etwas niedriger als in NRW, jedoch nur minimal unter dem gesamtdeutschen Durchschnitt.4 
Aufgrund des langanhaltenden Ringens mit den Folgen des Strukturwandels, dem stärkeren 

 
3  Im NRW-Vergleich deutet die Befragung hingegen auf eine überdurchschnittliche Zustimmung der AfD hin. Aufgrund 

der geringen Anzahl von AfD-Beobachtungen in NRW im deutschlandweiten Sample ist dieser Befragungsbefund 
jedoch zurückhaltend zu interpretieren.  

4  Während der Mittelwert-Unterschied zwischen dem Ruhrgebiet-Sample und NRW (aus dem gesamtdeutschen 
Sample) bei einem fünfprozentigen-Signifikanzniveau statistisch signifikant ist, ist der Unterschied zwischen dem 
Ruhrgebiets-Sample und der durchschnittlichen Demokratiezufriedenheit im gesamtdeutschen Sample bei konven-
tionellen Signifikanzniveaus nicht statistisch signifikant. Auch bei separater Betrachtung Westdeutschlands sticht 
das Ruhrgebiet nicht statistisch signifikant hervor.  
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Misstrauen und Pessimismus sowie des übermäßigen Sorgenniveaus, wäre für das Ruhrgebiet 
ein erkennbar niedrigerer Wert zu erwarten gewesen.  
 
Eine vorausgegangene deutschlandweite Untersuchung zum Zusammenspiel von Sorgen, Fehl-
einschätzungen und Demokratie(un)zufriedenheit weist auf die Bedeutung des unterschiedli-
chen Medienkonsums hin (Niehues et al., 2021). Die Regressionsanalysen zeigen, dass ein stär-
kerer Fokus auf die sozialen Medien als Quelle politischer Informationen tendenziell mit größe-
ren Fehleinschätzungen einhergeht. Menschen, die bevorzugt den öffentlich-rechtlichen Rund-
funk (ÖRR) sowie lokale und überregionale Zeitungen als Informationsquellen nutzen, kenn-
zeichnen sich hingegen durch geringere Fehleinschätzungen. Abermals zeigt sich hinsichtlich der 
politischen Orientierung ein differenziertes Bild: So informieren sich AnhängerInnen der Anti-
Establishment Partei AfD deutlich stärker in sozialen Medien und zeigen besonders pessimisti-
sche Fehleinschätzungen in den Themenbereichen Altersarmut, Arbeitslosigkeit ausländischer 
MitbürgerInnen und bezüglich der vermuteten Entwicklung der Kriminalität. Diese Korrelations-
analysen erlauben keine Ableitungen, inwieweit der entsprechende (möglicherweise selbstre-
ferenzielle) Medienkonsum tatsächlich Fehleinschätzungen verstärkt oder sogar auslöst. Es er-
scheint jedoch plausibel, dass insbesondere der algorithmus-gesteuerte Konsum sozialer Me-
dien bestehende Deutungsmuster und Fehleinschätzungen verstärkt. 
 
Auch mit Blick auf die Demokratiezufriedenheit wurde der Mediennutzung eine starke Bedeu-
tung nachgewiesen. Insbesondere beim Konsum von digitalen Medien zeigt sich der Absender 
perzipierter Informationen als bedeutsam. Werden beispielsweise Inhalte auf sozialen Medien 
konsumiert, die auf traditionelle Medien zurückgehen, fällt die Demokratiezufriedenheit positi-
ver aus. Konsumieren Menschen eher Nachrichten aus sozialen Medien, die aus anderen Quel-
len stammen, sind die Empfänger eher unzufrieden mit der Demokratie (Ceron/Memoli, 2015). 
 
In einer langen Forschungstradition beschäftigen sich Studien mit der Bedeutung des Medien-
konsums für die lokale Verankerung demokratischer Prozesse. Schließlich bieten Lokalmedien 
eine Plattform für „gemeinsames Wissen und geteilte Erfahrungen über den lokalen Raum, dem 
sich der Einzelne subjektiv als Mitglied verbunden fühlt. Dies kommt i.d.R. in einer entsprechen-
den lokalen Identität bzw. Ortsloyalität zum Ausdruck“ (Tenscher et al., 2013, 193). Lokale Me-
dien tragen maßgeblich zum Ausbilden lokaler Öffentlichkeiten bei, die wiederum die Grund-
voraussetzung einer funktionierenden, responsiven und informierten Demokratie vor Ort dar-
stellen. Tatsächlich lassen sich Zufriedenheit mit Demokratie und politische Partizipation nicht 
ausschließlich durch sozio-ökonomische Variablen und die Ideologie der Beteiligten erklären, 
sondern basieren auch darauf, wie politische Inhalte und Entscheidungen über (lokale) Medien 
und zivilgesellschaftliche Netzwerke an die Bürger kommuniziert werden (Scheufele et al., 
2002). Insbesondere dem Konsum lokaler Zeitungsnachrichten wird attestiert, die politische 
Partizipation zu stärken (Moy et al., 2004). Die Berichterstattung über regionale und lokale Prob-
lemlagen und Befindlichkeiten fungiert einerseits als Informationsquelle und zeigt anderseits, 
dass entsprechende Themen wahr- sowie ernstgenommen werden.  
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Abbildung 3-1: Demokratiezufriedenheit und Medienkonsum 
 Durchschnittliche Demokratiezufriedenheit auf einer Skala von 0 bis 10 differenziert nach Mediennutzungsprofil 

 
*** p<0,01, ** p<0,05, * p<0,1 auf Basis eines zweiseitigen t-Tests zum Mittelwertvergleich; Demokratiezufriedenheit 
(„Wie zufrieden sind Sie mit der Demokratie, so wie sie in Deutschland besteht“; von 0 „ganz und gar unzufrieden“ bis 
10 „ganz und gar zufrieden“); ÖRR = Überregionales öffentlich-rechtliches Fernsehen oder Radio; Lokale Medien = Lo-
kales Fernsehen oder Radio sowie Lokalzeitung; privater Rundfunk = Überregionales privates Fernsehen oder Radio; 
soziale Medien = Facebook, YouTube, Twitter sowie Telegram; Basis: 1.099 Beobachtungen für Deutschland und 1.017 
Beobachtungen für das Ruhrgebiet (Auswertungen auf Basis valider Antworten); Befragungszeitraum: August/Septem-
ber 2020. 

Quelle: RUB-IW-Befragung, 2020 

 
Nachdem die von Möhring (2017) aufgestellte Hypothese einer besonderen Bedeutung lokaler 
Medien im Ruhrgebiet auf Basis der RUB-IW-Befragung im Sommer 2020 bestätigt werden 
konnte (Schüler et al., 2021; Korte/Dinter, 2019), drängt sich nun die Frage auf, ob der Nach-
richtenkonsum von Lokalmedien auch mit einer stärkeren Verankerung der Demokratie einher-
geht. Abbildung 3-1 liefert erste deskriptive Evidenz zu dieser Vermutung: Neben dem häufigen 
Konsum des ÖRR geht auch der häufige Konsum lokaler Medien mit einer stärkeren Demokra-
tiezufriedenheit einher. Da sich die BewohnerInnen des Ruhrgebiets im Vergleich mit dem 
deutschlandweiten Sample durch eine außerordentlich hohe Nutzung von Lokalmedien (insbe-
sondere des lokalen Rundfunks) auszeichnen, erscheint ein hieraus erwachsener demokratie-
stärkender Effekt durchaus plausibel. Die häufige Nutzung privater TV-Medien liefert kaum Dif-
ferenzierungspotenzial für Aussagen zur Demokratiezufriedenheit, überregionale Zeitungen nur 
im gesamtdeutschen Sample. Der häufige Konsum von sozialen Medien geht im Durchschnitt 
mit einer geringeren Demokratiezufriedenheit einher.  
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Regressionsanalysen mit der Demokratiezufriedenheit als abhängige Variable zeigen, dass die 
Korrelation zur individuellen Mediennutzungsintensität auch unter Hinzunahme unterschied-
licher sozio-demographischer Kontrollvariablen5 Bestand hat. Sowohl in der deutschlandweiten 
Befragung als auch im Ruhrgebietssample lassen sich feststellen, dass ein häufiger Konsum lo-
kaler Medien statistisch signifikant mit einer höheren Demokratiezufriedenheit einhergeht. 
Diese Ergebnisse scheinen kompatibel zum Befund aus dem deutschlandweiten Sample, dass 
Menschen mit häufigem Nachrichtenkonsum aus sozialen Medien wie Telegram, eine beson-
dere Skepsis gegenüber den etablierten Akteuren in Politik und Medien aufweisen (Schüler et 
al., 2021). Darüber hinaus zeigt sich ein positiver Zusammenhang zwischen Demokratiezufrie-
denheit und ÖRR als Quelle politischer Informationen sowie ein negativer Zusammenhang zwi-
schen Demokratiezufriedenheit und dem Konsum von politischen Informationen aus sozialen 
Medien. Bezüglich überregionaler Medien lässt sich hingegen kein statistisch signifikanter Zu-
sammenhang nachweisen. Die empirischen Ergebnisse geben somit tatsächlich Hinweise auf 
eine besondere Bedeutung der im Ruhrgebiet ansässigen Lokalmedien.  

4 Fazit und Ausblick 

Auch nach Jahrzehnten des begleiteten Strukturwandels sieht sich das Ruhrgebiet nach wie vor 
vielschichtigen und ungelösten ökonomischen Schwierigkeiten gegenüber. Innerhalb West-
deutschlands wird die Region weiterhin als „Problemfall“ herausgegriffen (Oberst et al., 2019). 
Es ist daher wenig überraschend, dass sich BewohnerInnen des Ruhrgebiets in vielen Bereichen 
überdurchschnittlich besorgt zeigen. Auswertungen der RUB-IW Befragung im Ruhrgebiet zei-
gen nun, dass Befragte auch Problemlagen wie Kriminalität, Armut und Arbeitslosigkeit deutlich 
pessimistischer einschätzen, als dies im deutschlandweiten Vergleich der Fall ist. Hinzu kommt, 
dass Ruhrgebiets-BewohnerInnen ein besonders geringes Vertrauen in ihre Mitmenschen auf-
weisen. Nach Jahren der Umwälzungen und Schwierigkeiten scheint sich eine vorwiegend nega-
tive Perzeption des eigenen Umfelds, der Mitmenschen und der gesellschaftlichen Problemla-
gen durchgesetzt zu haben. Werden diese Kennziffern herangezogen, finden sich von dem viel-
bescheinigten „Wir-Gefühl“ nur wenige Spuren. Auf den ersten Blick scheint das Ruhrgebiet viel-
mehr auf dem Weg, die jüngsten Erfahrungen von Regionen mit einem vergleichbaren schwer-
industriellen Vorleben zu spiegeln mit entsprechenden Kollateralschäden für die lokale Veran-
kerung von demokratischen Strukturen. Nicht zuletzt Regionen wie der US-amerikanische „Rust-
belt“, die britischen Midlands oder Teile Nordfrankreichs, die aufgrund von De-Industrialisie-
rung einen empfindlichen wirtschaftlichen Niedergang sowie eine (gefühlte) politische Vernach-
lässigung („places that don’t matter“) durchlebt haben, hatten während der vergangenen Jahre 
immer wieder an der Wahlurne revoltiert und sich in signifikanten Teilen Kräften zugewandt, 
die sich klar gegen die liberale Demokratie positionieren (Rodríguez-Pose, 2018). 
 
Im negativ gezeichneten Bild des Ruhrgebiets darf dabei durchaus überraschen, dass der Blick 
auf politische Befindlichkeiten eher in eine unauffällige Richtung deutet: Im Einklang mit den 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten fällt zwar die Wahlbeteiligung etwas unterdurchschnittlich aus 
und die rechtspopulistische AfD schneidet zumindest im NRW-Vergleich überdurchschnittlich 

 
5  Als Kontrollvariablen werden hierfür das Geschlecht, das Alter, der höchste Bildungsabschluss, die subjektive 

Schichtzugehörigkeit, mögliche Arbeitslosigkeit sowie das bedarfsgewichtete Nettoeinkommen berücksichtigt. 
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gut ab; demgegenüber überrascht hingegen die auffällig unauffällige, durchschnittliche Demo-
kratiezufriedenheit. Zieht man in dieser Hinsicht die deindustrialisierten internationalen Ver-
gleichsregionen heran, erstaunt der Befund im Ruhrgebiet besonders und motiviert ein tieferes 
Beleuchten der Besonderheiten in der Region. 
 
Zum Ersten haben vormalige Studien bereits auf eine besondere Bedeutung des lokalen Medi-
enkonsums im Ruhrgebiet hingewiesen, der deutlich über den deutschlandweiten Durch-
schnittswerten liegt (Korte/Dinter, 2019; Schüler et al., 2021). Lokalmedien kommen in der 
Schaffung lokaler Öffentlichkeiten eine tragende Rolle zu (Tenscher et al., 2013), über die einem 
medial gezeichneten und regional verankerten „Wir-Gefühl“ Vorschub geleistet werden kann. 
Einerseits vermitteln sie das Bild, dass kleinräumige Problemlagen Würdigung erfahren, sodass 
sich Menschen mit ihren Sorgen ernstgenommen fühlen. Andererseits bieten sie der Lokalpolitik 
eine wichtige Informationsquelle, Stimmungen innerhalb der Bevölkerung wahrzunehmen und 
konstituieren gleichzeitig eine wichtige Kommunikationsplattform, auf der diese zu bestimmten 
Themenfeldern Stellung beziehen können. Gleichermaßen ist die Bedeutung einer lebendigen 
Zivilgesellschaft zu betonen, die mit unterschiedlichem Fokus die Wahrnehmung regionaler 
oder lokaler Problemlagen spiegelt. Insbesondere die Corona-Pandemie hat zudem auf die Trag-
weite digitaler Angebote hingewiesen, die ermöglichen Nutzer lokal abzuholen.  
 
Zweitens hat sich mit der Direktwahl der Mitglieder des „Ruhrparlaments“ bei den Kommunal-
wahlen 2020 erstmals eine gemeinsame politische Repräsentanz des Ruhrgebiets herausgebil-
det, die sich auch das Ziel gesetzt hat, von politischer Seite ein „Wir-Gefühl“ zu festigen. Inwie-
weit das neu geschaffene Gremium die hochgehängten Erwartungen an vereinheitlichte Raum-
planung und gemeinsame Organisation der derzeit noch hoheitlich kommunal verankerten Auf-
gaben erfüllt, ist zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht abzusehen. Möglicherweise wird die Konsti-
tution einer gemeinsamen politischen Repräsentanz als Signal gewertet werden, dass gemein-
same Problemlagen auch nur gemeinsam adressiert werden können. Zuletzt hatte sich insbe-
sondere die kommunale Ebene als handlungsfähig erwiesen, was trotz aller Schwierigkeiten das 
das Gefühl stärkt, „dass Politik und Gesellschaft in der Region zusammenhalten“ (Dinter/Korte, 
37). Hinzukommt, dass Menschen im Ruhrgebiet in der Vergangenheit durchaus mit ihrer poli-
tischen Repräsentation gehadert haben und überdurchschnittlich häufig den Wunsch äußerten, 
die direktdemokratische Mitsprache zu stärken (Decker, 2019). Über das „Ruhrparlament“ 
könnte sich hier ein noch nicht gehobenes Potenzial zur weiteren Stärkung der (lokalen) Demo-
kratiestrukturen verbergen.6 Eine institutionalisierte Einbindung weiterer direktdemokratischer 
Beteiligungsmöglichkeiten in die (regionalen) politischen Strukturen, könnte darüber hinaus 
eine zusätzliche demokratiestärkende Wirkung entwickeln.  
 
Final lässt sich konstatieren, dass die vielen vergangenen Politikmaßnahmen der Strukturhilfe 
im Ruhrgebiet sich möglicherweise heute in einer im Kontrast zu den internationalen Vergleichs-
regionen höheren Demokratiezufriedenheit spiegeln, als es die überdurchschnittlichen Sorgen 
und das Misstrauen erwarten ließen. Gerade in den schwierigen vergangenen Jahrzehnten hat 

 
6  Mertens und Schüler (2020) haben beispielsweise auf die Bedeutung von Petitionen als Ventil für die Sorgen wäh-

rend der Corona-Krise verwiesen sowie deren Potenzial, Aufmerksamkeit für regionale Befindlichkeiten nied-
rigschwellig in den politischen Diskurs einzubringen, betont.  
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sich das „Modell der Sozialpartnerschaft und des rheinischen Kapitalismus […] gerade im Ruhr-
gebiet auch als Zukunftsmodell bewährt“ (Berger, 2021). Zwar haben die vielen Mittel, die in die 
Subventionierung der Lebensstandards vergangener Generationen geflossen sind, kaum dazu 
beigetragen, dass nachhaltige ökonomische Strukturen geschaffen wurden. Jedoch wurden 
während der vergangenen Jahrzehnte im Ruhrgebiet auch die Voraussetzungen für eine starke 
Verkehrs-, Digital- und Bildungsinfrastruktur geschaffen, die sich heute auszahlen (Kempermann 
et al., 2020b). Dass unterschiedliche Spielarten der Daseinsvorsorge in Deutschland – wenn in 
angemessener Dichte bereitgestellt – dazu beitragen können, das Vertrauen in etablierte Par-
teien zu stärken, ist schließlich belegt (Bayerlein, 2020; Diermeier, 2020). Auch mit Blick auf das 
Angebot von digitaler Daseinsvorsorge wie etwa dem Breitbandinternet steht der Agglomerati-
onsraum gut dar (Kempermann et al., 2020b). Ganz im Sinne von Muschick (2021), der konklu-
diert: „Das Ruhrgebiet braucht keine Romantisierung und Konservierung der Vergangenheit als 
Status quo, sondern einen Aufbruch in eine klimaneutrale, digitalisierte und bürgernahe Zu-
kunft“. Das lässt die abschließende Hoffnung auf eine wirtschaftlich gefestigte Zukunft aufkei-
men, die auch stabilisierend ins Politische hineinzuwirken vermag. 
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Abstract 

Life in the Ruhr valley has been shaped by structural change for many decades. Even today, the 
region's inhabitants face a comparatively difficult economic environment. Hence, it is compre-
hensible that people along the Ruhr are more concerned about various societal problems and 
empirically assess them even more negatively than other German respondents. Lower voter 
turnout and higher support for right-wing populism also reflect the tense economic environ-
ment. 
 
In contrast to these findings, economic concerns in the Ruhr valley are moderate despite the 
ongoing structural change. Given the circumstances, the region's residents have not turned 
away excessively from the established parties. In fact, a conspicuously inconspicuous feature of 
the overall picture is the unexceptional satisfaction with democracy. Contrary to the society's 
weak trust in its fellow citizens, the prevailing satisfaction with democracy can likely be under-
stood as the result of a deeper regional identity. Economically, this may be caused by the sus-
tainable development of educational, digital and transport infrastructure over the past decades, 
which today offers Ruhr residents an above-average level of public services. Socially, the solid 
anchoring of democracy is reflected in the important role of local media, whose consumers eval-
uate the political system less concerned. Politically, the desire for more political co-determina-
tion was met for the first time in 2020 with the election of a joint "Ruhr Parliament" which still 
must prove in the coming years to what extent it succeeds in bringing forward cross-municipal 
spatial planning projects.  
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